
 

 

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die  
Musikinstrumentenversicherung 
(AVB MUS-S 2023) 

 
Versicherer: astra Versicherung AG 
Dudenstraße 46, 68167 Mannheim 

1. Inhalt der Versicherung 
(a) Versichert sind die Musikinstrumente des Schülers einschließlich Zube- 

hör, die vom Schüler zu Unterrichtszwecken oder bei sonstigen Schulver- 
anstaltungen eingesetzt werden. 

(b) Die Versicherung gilt für Schäden, die während des lehrplanmäßigen Un- 
terrichtes an der Schule oder bei sonstigen Veranstaltungen der Schule 
einschließlich des Transportes von und zum Unterricht bzw. von und zu 
solchen Veranstaltungen eintreten. Die Versicherung gilt auch für Schä- 
den, die während des Transports von und zu einem außerschulischen  
Musikunterricht des Schülers eintreten. Die Versicherung erstreckt sich 
auf Schäden, die entstehen durch: Umstoßen oder Herunter- fallen 
durch Unachtsamkeit, Beschädigung durch Dritte, Transport, Trans- 
portmittelunfall, Diebstahl, Veruntreuung, Unterschlagung, Raub, räube- 
rische Erpressung, Vertauschen, Brand, Blitz, Explosion, Wasser und ele- 
mentare Ereignisse. 

(c) Der Versicherungsschutz gilt weltweit. 
(d) Nicht vom Versicherungsschutz umfasst sind Schadenfälle, die darauf zu- 

rückzuführen sind, dass der versicherte Gegenstand im Proberaum nach 
Schulschluss aufbewahrt wird (Proberaumrisiko). 

2. Entschädigungsgrenzen 
Der Versicherer leistet nach Eintritt des Versicherungsfalles Ersatz bis zur 
Höhe des Ersatzwertes (siehe Ziff. 9 a) AVB MUS-S 2022). Die Ersatzleistung 
einschließlich Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens 
Ziff. 9 b) AVB MUS-S 2022) ist auf insgesamt 1500,– Euro je Schadenfall be- 
grenzt. 

3. Ausgeschlossene Schäden und Gefahren 
Ausgeschlossen sind Schäden und Verluste, welche 
a) vorsätzlich von dem Schüler oder dem Versicherungsnehmer mit seinem 

Wissen von einer anderen Person herbeigeführt worden sind; führt der 
Schüler oder der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall grob fahr- 
lässig herbei, ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherten bzw. des Versicherungsneh- 
mers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 

b) unmittelbar oder mittelbar auf Mängel zurückzuführen sind, die bereits 
bei Versicherungsabschluss vorhanden waren; 
von Familienangehörigen durch mut- oder böswillige Beschädigung, Un- 
treue oder Diebstahl herbeigeführt werden; 

c) durch gewöhnliche Abnutzung, Entwertung oder Wertminderung entste- 
hen. 
Soweit nicht feststellbar, ob eine dieser Ursachen vorliegt, entscheidet 
die überwiegende Wahrscheinlichkeit (§ 287 ZPO). 

d) Ausgeschlossen ist auch die Gefahr der Beschlagnahme, Entziehung oder 
sonstiger Eingriffe von hoher Hand. 

e) durch Stehen- oder Liegenlassen, Vergessen und Verlieren entstehen. 

4. Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt mit dem im Versicherungsschein bezeich- 
neten Zeitpunkt (Versicherungsbeginn), jedoch nicht vor Abschluss des Ver- 
sicherungsvertrages (insbesondere Zugang des Versicherungsscheines oder 
einer schriftlichen Annahmeerklärung). Für Versicherungsfälle, die vor Be- 
ginn des Versicherungsschutzes eingetreten sind, wird nicht geleistet. 

5. Abschluss und Dauer der Versicherung 
5.1 Der Versicherungsvertrag kommt mit der Annahme des Antrags zustande. 
5.2 Die Dauer der Versicherung beläuft sich auf 12 Monate ab Beginn und 
verlängert sich um je 12 Monate, wenn diese nicht mit einer Frist von 1 Mo- 
nat zum Ende der Vertragsdauer gekündigt wird. Der Versicherungsvertrag 
endet spätestens zum Ende des Monats in dem die Schulzeit endet. 

6. Kündigung nach Versicherungsfall 
Nach Eintritt eines Versicherungsfalles können beide Parteien den Versiche- 
rungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss 
spätestens einen Monat nach dem Abschluss der Verhandlungen über die 
Entschädigung zugehen. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem 
Monat einzuhalten. Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestim- 
men, dass seine Kündigung sofort oder zu einem späteren Zeitpunkt wirksam 
wird, jedoch spätestens zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode. 

7. Beitrag 
7.1 Der Beitrag kann dem Versicherungsschein entnommen werden. 
7.2 Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer. 
7.3 Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach Ablauf von zwei 
Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen, bei einem späte- 
ren Versicherungsbeginn zu dessen Zeitpunkt. 
7.4 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs- 

schutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern auf diese Rechtsfolge deutlich auf- 
merksam gemacht wurde und der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung zu 
vertreten hat. 
7.5 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn der 
Versicherungsnehmer weist nach, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat. 
7.6 Folgebeiträge sind zu Beginn des Verlängerungszeitraums fällig. Wird ein 
Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne 
Mahnung in Verzug, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer die verspätete 
Zahlung nicht zu vertreten haben. Der Versicherer wird den Versicherungsneh- 
mer auf Kosten des Versicherungsnehmers in Textform zur Zahlung auffordern 
und dem Versicherungsnehmer eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wo- 
chen setzen. Diese Fristsetzung ist nur wirksam, wenn der Versicherer darin die 
rückständigen Beträge des Beitrags sowie die Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die mit dem Fristablauf verbunden 
sind. Die Mahnkosten betragen für jede Mahnung 2,50 Euro. Dem Versiche- 
rungsnehmer bleibt der Nachweis eines geringeren oder gar keinen Schadens 
beim Versicherer vorbehalten. Darüber hinaus können Verzugszinsen und die 
von Dritten in Rechnung gestellten Kosten und Gebühren (z.B. Rückläuferge- 
bühren, Gerichtskosten) erhoben werden. 
7.7 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit 
der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versi- 
cherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
darauf hingewiesen wurde. 
7.8 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit 
der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen, wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer mit der Zah- 
lungsaufforderung darauf hingewiesen hat. Hat der Versicherer gekündigt, 
und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den an- 
gemahnten Beitrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwi- 
schen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht 
jedoch kein Versicherungsschutz. 
7.9 Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zah- 
lung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen werden 
kann und kein Widerspruch erfolgt. 
7.10 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer nur An- 
spruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in welchem 
Versicherungsschutz bestanden hat. 

8. Anzeigepflicht und Gefahrerhöhung 
a) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung 

dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach 
denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Entschluss 
des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt 
zu schließen. Bei schuldhafter Verletzung dieser Obliegenheiten kann der 
Versicherer nach Maßgabe der §§ 19 bis 21 VVG vom Vertrag zurücktreten 
und leistungsfrei sein oder den Versicherungsvertrag nach § 22 VVG an- 
fechten. 

b) Eine Gefahrerhöhung ist dem Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzei- 
gen. Bei einer Gefahrerhöhung kann der Versicherer aufgrund der §§ 23 
bis 27 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein. Eine Ge- 
fahrerhöhung nach Antragstellung liegt insbesondere vor, wenn sich ein 
Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden ist. 

9. Versicherungswert, Unterversicherung, Aufwendungen 
a) Die Versicherung darf zu keiner Bereicherung führen. Der gemeine Wert 

des versicherten Gegenstandes am Tage des Schadens ist der Versiche- 
rungswert. Ein persönlicher Liebhaberwert (Affektionswert) darf bei Er- 
mittlung des Ersatzwertes nicht berücksichtigt werden. 

b) Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im Scha- 
denfalle zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten hal- 
ten durfte, hat der Versicherer zu ersetzen. Der Ersatz der Aufwendungen 
und die Entschädigung dürfen zusammen die Versicherungssumme nicht 
übersteigen, soweit die Aufwendungen nicht auf ausdrückliche Veranlas- 
sung des Versicherers erfolgt sind. Bei einer Unterversicherung sind die 
Aufwendungen nur in demselben Verhältnis zu ersetzen wie der Schaden. 

10. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
a) Der Versicherungsnehmer und der Schüler haben alle gesetzlichen, be- 

hördlichen oder vereinbarten Sicherheitsvorschriften zu beachten, insbe- 
sondere dafür Sorge zu tragen, dass die versicherten Instrumente der 
Empfindlichkeit entsprechend sorgfältig behandelt und aufbewahrt wer- 
den. Soweit die Instrumente sich nicht im Gebrauch befinden, sind sie 
möglichst in ihren dafür bestimmten Behältern zu verwahren. 

b) Bei Beförderung und Versand innerhalb und außerhalb des Wohnsitzes ist 
dafür Sorge zu tragen, dass der versicherte Gegenstand in verschlossenen, 
zum Transport solcher Instrumente bestimmten Behältnissen verpackt zur 
Beförderung oder Absendung kommt. 

c) Bei Versand durch die Post können Gegenstände bis zu dem im Versiche- 
rungsvertrag vereinbarten Wert als gewöhnliches Paket ausgeliefert wer- 
den, während solche von höherem Wert mit dem im Versicherungsvertrag 
vereinbarten Höchstbetrag in Euro oder Gegenwert in Fremdwährung zu 
deklarieren sind. 

d) Bei Versand mit der Eisenbahn hat die Auslieferung als Expressgut zu er- 
folgen. 



 

 

e) Bei Versand mittels Flugzeug sind die postalischen Vorschriften bzw. die 
Beförderungsbedingungen der betreffenden Luftverkehrsgesellschaft zu 
befolgen. 

f) Bei Beförderung durch Kraftwagen ist das versicherte Instrument derart 
zu verstauen, zu befestigen und zu bedecken, dass es nicht ohne Schwie- 
rigkeiten abhanden kommen, entwendet oder beschädigt bzw. zerstört 
werden sowie nicht durch Herumschleudern, Herunterfallen, Witterungs- 
einwirkungen (Nässe und/oder Hitze usw.) oder fallende andere Gegen- 
stände Schaden erleiden kann. 

g) Die Beförderung durch einen Boten, ein öffentliches Beförderungsunter- 
nehmen oder durch besonders vertrauenswürdige Personen hat nach 
Möglichkeit ohne jegliche Unterbrechung und auf dem kürzesten Wege zu 
geschehen. 

11. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 
a) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, jeden Schadenfall unverzüglich 

dem Versicherer oder dessen bevollmächtigten Organen anzuzeigen und 
deren Anordnungen Folge zu leisten. 

b) Die Versicherung selbst begründet keinen Beweis für das Vorhandensein 
und den Wert der versicherten Sache zur Zeit des Versicherungsfalls; die 
Versicherungssumme bildet lediglich die Grenze der Ersatzpflicht des Ver- 
sicherers. Der Versicherungsnehmer hat daher den Beweis zu führen, dass 
die Umstände eingetreten sind, welche die Ersatzpflicht bedingen, und 
dass die Gegenstände, für welche er Entschädigung beansprucht, den ver- 
sicherten Wert vor dem Schadenfall hatten, soweit nicht bei Antragstel- 
lung hierüber Nachweise vorgelegt und diese von dem Versicherer aus- 
drücklich anerkannt wurden. 

c) Bei Diebstahl, Abhandenkommen, Raub, räuberischer Erpressung und 
Brandschaden hat der Versicherungsnehmer Anzeige bei der zuständigen 
Polizeidienststelle und bei Bahn-, Schiffs- oder Flugreisen dem zuständi- 
gen Beförderungsunternehmen zu erstatten. 
Der Versicherungsnehmer hat für die Rettung des versicherten Gegen- 
standes aus einer drohenden oder entstandenen Gefahr bzw. bei Dieb- 
stahl oder Abhandenkommen für Wiedererlangung des versicherten Ge- 
genstandes zu sorgen. Wenn ein Dritter für den Schaden verantwortlich 
gemacht werden kann, so hat der Versicherungsnehmer den Rückgriff ge- 
gen diesen sicherzustellen unter Beachtung der für die Beförderungsun- 
ternehmen geltenden Vorschriften. 

d) Auf Verlangen des Versicherers hat der Versicherungsnehmer nach Zah- 
lung der Entschädigung etwaige Regressansprüche gegen Dritte schriftlich 
abzutreten und die Belege und Beweismittel ohne Verzug, gegebenenfalls 
gegen Erstattung der Kosten zur Verfügung zu stellen. 

e) Der Versicherer verzichtet auf die Einrede, dass der Versicherungsnehmer 
die Einschränkung der Haftung des Spediteurs, Frachtführers, Reeders 
oder dergleichen ausdrücklich oder stillschweigend anerkannt und 
dadurch seine Ansprüche gegen den Versicherer ganz oder teilweise ver- 
wirkt habe. 

f) Wenn der Versicherungsnehmer sich bei den Verhandlungen über Ermitt- 
lung der Entschädigung einer arglistigen Täuschung schuldig macht, so ist 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber von jeder Entschä- 
digungspflicht aus diesem Schadenfall frei. 

g) Zahlt der Versicherer eine Entschädigung wegen Totalschaden des versi- 
cherten Instrumentes, so verfällt dieses dem Versicherer unbeschadet des 
Übergangs möglicher Ersatzansprüche gegen Dritte auf den Versicherer. 
Wird ein gestohlener oder abhanden gekommener Gegenstand, für den 
der Versicherer Schadenersatz geleistet und das Eigentumsrecht erwor- 
ben hat, wieder zur Stelle und freien Verfügung des Versicherers gebracht, 
so kann er vom Versicherungsnehmer binnen einer vom Tage der Wieder- 
erlangung gerechneten Frist von einem Monat durch Rückvergütung des 
bezahlten Betrages zurückerworben werden. In einem solchen Falle über- 
nimmt der Versicherer jedoch keinerlei Gewähr bezüglich des Zustandes, 
der Verwahrung und der Beförderung des Instrumentes und die Zurücker- 
werbung ist unwiderruflich. 

 

Sofern der Versicherungsnehmer – auch nach erfolgter Schadenzahlung – 
irgendwelche Nachrichten über den Verbleib der gestohlen oder abhan- 
den gekommenen Gegenstände erhält, ist er verpflichtet, dem Versiche- 
rer und der Polizeibehörde hiervon sofort Kenntnis zu geben und alles zu 
tun, was zur Wiedererlangung und Sicherstellung des Gegenstandes not- 
wendig ist. 

12. Verletzung der Obliegenheiten 
a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, 

die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versi- 
cherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegen- 
heitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs- 
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheits- 
verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. 

b) Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert der 
Versicherungsnehmer den Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Ver- 
letzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person oder des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

c) Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei 
Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Aus- 
kunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versi- 

cherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text- 
form auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. Weist der Versicherungsneh- 
mer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen. 

d) Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungs- 
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststel- 
lung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursäch- 
lich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit 
arglistig verletzt hat. Die Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 8 a) zustehendes Kündigungsrecht ausübt. 

13. Ermittlung der Ersatzleistung des Versicherers 
Bei eingetretenem Schaden ersetzt der Versicherer bei Totalverlust den Ver- 
sicherungswert ohne Abzug und im Falle einer reparaturfähigen Beschädi- 
gung, soweit der Versicherer oder dessen bevollmächtigte Organe keinen 
erstrangigen Spezialreparateur bestimmen, die Reparaturkosten und etwa- 
ige Versandkosten nach Vorlage der Originalrechnung oder beglaubigter Ab- 
schrift, vorausgesetzt, dass vorher ein Kostenvoranschlag eingereicht und die 
Höhe der Reparaturkosten von dem Versicherer anerkannt wurden. Sollte 
eine Reparatur unmöglich oder unwirtschaftlich sein, wird der Versiche- 
rungswert ersetzt. Als unwirtschaftlich gilt eine Reparatur, wenn die zu er- 
wartenden Reparaturkosten mehr als 100% des Versicherungswertes über- 
steigen. 

 
Für die Kosten von Verbesserungen, Veränderungen oder Gesamtauffri- 
schungen des versicherten Gegenstandes sowie für Vermögensnachteile 
durch Benutzungsausfall kommt der Versicherer nicht auf. 

 
Bei Schadenfällen, die sich außerhalb Europas ereignen, soll möglichst die 
Wiederherstellung des versicherten Gegenstandes in dem Lande erfolgen, in 
dem sich der Schaden ereignet hat, vorbehaltlich der Beachtung devisen- 
rechtlicher Vorschriften. Besteht der Versicherungsnehmer darauf, dass der 
Gegenstand an die Ursprungsfirma oder an eine Reparaturstelle in einem der 
Länder Europas überführt wird, so trägt der Versicherer die dadurch entste- 
henden Transportkosten nur, wenn er vorher seine Genehmigung erteilt hat. 
Die weitere Behandlung des Versicherungsfalls tritt nach dem Zeitpunkt ein, 
wo der betreffende Gegenstand an die Ursprungsfirma abgeliefert worden 
ist. In solchen Fällen ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, die mit der 
Reparatur beauftragte Stelle zu veranlassen, dem Versicherer zunächst einen 
genauen Bericht über den festgesetzten Schaden und einen Kostenvoran- 
schlag für dessen Behebung einzureichen. 

14. Fälligkeit der Geldleistung 
a) Die Entschädigung wird spätestens zwei Wochen nach ihrer endgültigen 

Feststellung durch den Versicherer gezahlt, jedoch kann einen Monat nach 
Anzeige des Schadens als Teilzahlung der Betrag verlangt werden, der 
nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 

 
Die Entstehung des Anspruchs auf Abschlagzahlung verschiebt sich um 
den Zeitraum, um den die Feststellung der Leistungspflicht des Versiche- 
rers dem Grunde oder der Höhe nach durch Verschulden des Versiche- 
rungsnehmers verzögert wurde. 

Der Versicherer ist berechtigt, die Zahlung aufzuschieben: 
wenn Zweifel über die Berechtigung des Versicherungsnehmers zum Zah- 
lungsempfang bestehen, bis zur Beibringung des erforderlichen Nachwei- 
ses; wenn eine polizeiliche oder strafrechtliche Untersuchung aus Anlass 
des Schadens gegen den Versicherungsnehmer eingeleitet ist, bis zur Erle- 
digung dieser Untersuchung. 

 
Die Rechte aus dieser Versicherung können ohne ausdrückliche Zustim- 
mung des Versicherers seitens des Versicherungsnehmers weder über- 
tragen noch verpfändet werden. Das Abtretungsverbot nach Satz 1 gilt 
nicht für ab dem 1. Oktober 2021 abgeschlossene Verträge; gesetzliche 
Abtretungsverbote bleiben unberührt. 

 
b) Kann im Versicherungsfall eine Entschädigung aus einem anderen Versi- 

cherungsvertrag beansprucht werden, geht der anderweitige Vertrag die- 
sem vor. Wird der Versicherungsfall zuerst uns gemeldet, treten wir in 
Vorleistung und werden uns zwecks Kostenteilung direkt an den anderen 
Versicherer wenden. 

15. Anzeigen und Willenserklärungen 
Anzeigen und Willenserklärungen bedürfen der Textform. 

16. Gerichtsstand 
a) Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versicherungsneh- 
mer ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem der Versicherungsnehmer 
seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 
b) Klagen gegen den Versicherer können bei dem Gericht am Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt des Versicherungsnehmers oder bei dem Gericht 
am Sitz des Versicherers anhängig gemacht werden. 

c) Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt in einen Staat, der nicht Mitgliedstaat der 



 

 

Europäischen Union oder Vertragsstaat des Abkommens über den Europä- 
ischen Wirtschaftsraum ist oder in die Schweiz oder ist sein Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, 
ist das Gericht am Sitz des Versicherers zuständig. 

 
17. Anzuwendendes Recht 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

Stand: 19.09.2022 


